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B ei Ansprüchen im Rahmen des Kunstrechts kommt es immer wie-
der zu einer Diskussion über die Verjährungsproblematik. Da wäre 
zunächst zu klären, was man eigentlich unter Verjährung versteht? 
Wichtig ist hier, dass grundsätzlich überhaupt erst einmal ein An-

spruch gegeben sein muss, zum Beispiel auf Mangelbeseitigung oder auch 
auf Minderung des Kaufpreises oder auf die Rückabwicklung des Vertrags 
wegen falscher Zuschreibung. Wenn die Zeit, die gesetzliche Frist abgelaufen 
ist, kann dieser Anspruch aber nicht mehr durchgesetzt werden, das heißt, er 
ist verjährt. Man spricht in diesem Zusammenhang juristisch auch von der 
Verjährungseinrede.

In Deutschland beträgt die Regelverjährung grundsätzlich drei Jahre nach 
§ 195 BGB. Freilich gibt es hiervon  
Ausnahmen, etwa die zehnjährige 
Verjährungsfrist bei Rechten an 
Grundstücken. Auch Ansprüche im 
Urheberrecht verjähren über § 102 
UrhG nach zehn Jahren, wenn der 
Rechtsinhaber von der Urheber-
rechtsverletzung nichts wusste. Bei 
der Zahlung von Lizenzgebühren 
bleibt es allerdings bei der dreijäh-
rigen Verjährung. Letztlich soll nach 
dreißig Jahren ein „Rechtsfriede“ 
eingetreten sein, demzufolge über 
§ 197 BGB eine dreißigjährige Ver-
jährung besteht. Es kann sich hier 
beispielsweise um Herausgabean-
sprüchen aus Eigentum handeln, 
aber auch um familien- und erb-
rechtliche oder bereits rechtskräftig 
festgestellte Ansprüchen. Spätestens nach diesen dreißig Jahren sollen alle 
Streitigkeiten beigelegt sein.

Der Kunsthandel beschränkt sich naturgemäß nicht auf ein bestimmtes 
Land, sondern ist als internationaler Markt grenzüberschreitend. Die gesetz-
lichen Regelungen zur Verjährung sind innerhalb der Europäischen Union im 
Kunstrecht aber ganz und gar nicht einheitlich. So gibt es in Großbritannien 
nach dem Limitation Act von 1980 meistens eine sechsjährige Verjährung. Sie 
gilt zum Beispiel bei einfachen Verträgen (Sec. 5 LA 1980) oder bei titulierten 
Ansprüchen, aber auch für Forderungen aus ausländischen Urteilen. Dagegen 
verjähren Ansprüche aus urkundenähnlichen Verträgen (specialties) nach 
zwölf Jahren.

In Frankreich wiederum gilt eine regelmäßige Verjährungsfrist von dreißig 
Jahren für Klagen aller Art (Art. 2262 Code civil); doch kennt auch das franzö-
sische Recht kürzere Verjährungsfristen. Da gibt es zehn Jahre Gewährleis-
tung für Baufirmen, fünf Jahre bei wiederkehrenden Forderungen aus Dauer-
schuldverhältnissen (beispielsweise Miet- oder Darlehenszinsen), außerdem 
Einschränkungen von zwei Jahren bei Klagen von Kaufleuten (Art. 2272 CC). 

Das italienische Recht wiederum statuiert eine Regelverjährung von zehn  
Jahren (Art. 2946 Codice Civile) sowohl bei Warenlieferungen und Kaufpreis-

forderungen als auch bei der Durchsetzung rechtskräftiger Urteile. Dagegen 
wird im Rahmen des Gewährleistungsrechts gegen einen Unternehmer eine 
zweijährige Frist bestimmt, bei Ansprüchen aus Kaufverträgen und einfachen 
Werkverträgen (Art. 2222 CC) gibt es nur eine kurze einjährige Verjährungs-
frist. Daneben kennt das italienische Recht noch eine sogenannte vermutete 
Verjährung (prescrizione presuntiva), die eine Forderung zum Erlöschen brin-
gen kann, wenn diese Vermutung nicht widerlegt wird.

In Österreich gilt eine reguläre Verjährung von dreißig Jahren nach 
§ 1478 ABGB, die in Ausnahmen auf drei Jahre verkürzt werden kann. Der 
Fiskus hingegen und auch öffentlich rechtliche Personen wie Kirchen und Ge-
meinden verlieren ihren Anspruch erst nach vierzig Jahren, wobei der Staat 

seiner Hoheitsrechte teilweise 
gar nicht verlustig geht (Unver-
jährbarkeit von bestimmten An-
sprüchen vgl. §§ 1456, 1481, 
1459 ABGB, etc.). 

In der Schweiz gibt es ebenfalls 
unterschiedliche Regelungen, zum 
Beispiel kann eine gestohlene Sa-
che vom gutgläubigen Erwerber 
nach Art. 934 I ZGB noch nach fünf  
Jahren gegen Zahlung des Kauf-
preises, den der gutgläubige Be-
sitzer auf einer Auktion oder beim 
Fachhändler bezahlt hat, heraus-
verlangt werden. Anders ist die 
Situation bei Kulturgütern, die bis 
zu dreißig Jahre nach dem gut-
gläubigen Besitzerwerb heraus-
verlangt werden können; das glei-

che gilt für die Ersitzung nach § 728 Abs. 1 ZGB. 
Es existieren also die unterschiedlichsten Verjährungsfristen, die je nach 

Sachverhalt im Kunstrecht und nach Anwendbarkeit des jeweils nationalen 
Rechts zu überprüfen sind. 

Kurz soll hier erwähnt werden, dass im Zusammenhang mit Restitutionsfra-
gen eigentlich nach den klassischen zivilrechtlichen Regelungen eine Verjäh-
rung eingetreten ist. Hier spielen aber die Festlegungen der Washingtoner 
Konferenz, in der sich Deutschland zur Rückgabe verpflichtet hat, sowie die 
sogenannte Handreichung eine Rolle, in der neben rein rechtlichen Aspekten 
auch moralische Verpflichtungen statuiert wurden. 

Die Verjährung ist grundsätzlich abzugrenzen von der Verwirkung. Ihr zu 
Folge wäre die Geltendmachung eines Anspruchs geradezu rechtsmissbräuch-
lich, das heißt, sie würde gegen die Prinzipien von Treu und Glauben versto-
ßen, weil aufgrund des vorausgegangenen Verhaltens des Rechtsinhabers der 
Gegner nicht mehr mit einer Geltendmachung zu rechnen hatte. Im Rahmen 
der Verjährung ist zudem immer zu prüfen, wann die Verjährung überhaupt 
beginnt und ob sie vielleicht durch Ereignisse gehemmt oder ausgesetzt ist. 
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